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Die Pensionsversicherung der gewerblichen Wirtschaft 

Nach dem zweiten Weltkrieg waren die meisten Industriestaaten bestrebt, 
die Einrichtungen der sozialen Sicherheit zu verbessern und auf bisher nicht 
begünstigte Bevölkerungsgruppen auszudehnen. In Österreich wurde die Vor­
sorge gegen Alter, Erwerbsunfähigkeit und bei Jodesfällen, die bisher den Un­
selbständigen vorbehalten war, auf den größten Teil der selbständig Erwerbs­
tätigen ausgedehnt. Im folgenden wird Umfang und Entwicklung der Pensions-
Versicherung für die Selbständigen in der gewerblichen Wirtschaft untersucht. 

Die Pensionsversicherung der Selbständigen in 
der gewerblichen Wärtschaft wurde am 1 Jänner 
1958 eingeführt Dem „Gewerblichen Selbständi-
gen-Pensionsver Sicherungsgesetz" (GSPVG) war 
1953 das Handelskammer - Alter sunter Stützungs-
gesetz vorangegangen, eine Art Selbsthilfeeinrich-
tung auf breiter Basis. Das G S P V G erfaßt die selb­
ständig Erwerbstätigen in der gewerblichen Wirt ­
schaft, die Wirtschaftstreuhänder, die Dentisten,die 
freiberuflich tätigen Journalisten, die bildenden 
Künstler und ab 1 Jänner 1964 (10. Novelle zum 
GSPVG) die Tierärzte 

Die Leistungen umfassen Alters-, Erwerbsun-
fähigkerts-, Witwen- und Waisenpensionen, jedoch 
keinen Ausstattungsbeitrag. Für die Erwerbsunfähig­
keitspension galten viel strengere Bestimmungen als 
im A S V G (dauernde Erwerbsunfähigkeit, Bedürftig­
keit) Ab 1964 wurde die Voraussetzung der B e ­
dürftigkeit rückwirkend aufgehoben Personen, 
die nach dem G S P V G nicht mehr versichert 
sind, aber es gewesen wären, wenn es früher 
gegolten hätte, erhalten sogenannte Ubergangslei­
stungen Die Beitrags- und sonstigen Bestimmungen 
des Gesetzes traten am 1 Jänner 1958 in Kraft, das 
Leistungsrecht erst am 1. Juli 1958 Da die neue 
Versicherungsanstalt 1958 nur ein halbes Jahr Lei­
stungen gewährte und die unmittelbaren Anlauf­
schwierigkeiten zu überwinden hatte, wurde dieses 
Jahr nicht in die Untersuchung einbezogen 

Ausgaben und Einnahmen 
1959 betrugen die Gesamtausgaben der Pen­

sionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft 4 1 9 0 Mill. S, 3 5 % der gesamten Sozialver­
sicherungsausgaben und 5 5 % der gesamten Pen-
sionsversicherungsausgaben (Selbständige und Un­
selbständige) Bis 1963 hatten sie sich mehr als ver­
doppelt (878*2 Mill S) 1) und beanspruchten 4 2 % des 
Aufwandes der Sozialversicherung sowie 6 3 % der 
Pensionsversicherung, 

Der größte Teil der Ausgaben entfiel auf den 
Pensionsaufwand im engeren Sinne. Er betrug 1959 

l ) Alle Zahlen für 1963 sind vorläufig 

68' 1 % der Gesamtausgaben und sank bis 1963 auf 
64 9 % , obwohl er sich absolut verdoppelte Dagegen 
vergrößerte sich der Anteil der Ausgleichszulagen 
(der im weiteren Sinne auch dem Pensionsaufwand 
zugerechnet werden muß) von 24 9 % auf 29 5 % 
Der Verwaltungsaufwand konnte von 5 8 % auf 
4 4 % gesenkt werden 

Ausgaben der Pensionsversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft 

Ausgaben 

Ldstungsait 1959 1963 1 ) Zunahme Ldstungsait 
1 000 S % 1 OUO S % « %*) 

Pension saufwand 2) 285.277 6 8 1 569 532 64 9 99 7 

Ausgieichszulagen 104 423 2 4 9 259 105 2<i 5 143 1 

Sonstige Geld- u Sachleistungen 21 0 0 45 0 0 114' 3 

Zustellgebühren 1 174 0 3 2 913 0 3 148 1 

AI lg Verwaltungsaufwand 24 401 5 8 38 905 4 4 59 4 

Sonstige Ausgaben 3.725 0 9 7.683 0 9 106 3 

Ausgaben insgesamt 419 021 100"0 8 7 8 2 3 3 1 0 0 0 109 '6 

Q ; Hauptvetband der österreichischen Sozialversicherungsträgcr — ' ) Votläufige 

Gebarungsergebnisse — 2 ) Einschließlich Abfertigungen 

Die Gesamteinnahmen der gewerblichen Pen­
sionsversicherung betrugen 1959 544 5 Mill S, 
4 4 % der gesamten Sozialversicherungsemnahmen 
und 7 0 % der Pensionsversicheiungseinnahmen Bis 
1963 erhöhten sich die Einnahmen um die Hälfte 
auf 817 6 Mill S (3 9 % der Sozialversicherung und 
6 0 % der Pensionsversicherung) 

Die Einnahmen stammen aus Beiträgen der 
Versicherten und aus Budgetmitteln. Die Beiträge 
werden nach den Einkünften des drittletzten Kalen­
derjahres bemessen, da die Einkünfte der Selbstän­
digen erst durch den Steuerbescheid im Nachhinein 
festgestellt werden Die monatliche Höchstbeitrags-
grundlage beträgt 3 600 S, sie wurde seit 1958 nicht 
geändert Die Versicherten mußten ursprünglich 
6 % ihrer Einkünfte zahlen, ab 1963 7 % und ab 1964 

7 5 % 1959 betrugen die Beitragseinnahmen 284 2 
Mill S oder 52 2 % der Gesamteinnahmen Sie er­
höhten sich bis 1963 um 14%, sicherten damit aber 
nur noch 39 7% der Gesamteinnahmen. Das sehr ge­
ringe Wachstum der Beitragseinnahmen im Unter­
suchungszeitraum hat mehrere Ursachen Die Zahl 
der Versicherten sank um 5 5 % Die durchschnitt-
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liehe Beitragsgrundlage dürfte in denersten Jahren 
relativ höher gewesen sein als später Versicherte, 
die ihren Einkommenssteuerbescheid der Anstalt 
nicht rechtzeitig zur Beiträgstestsetzungübermitteln, 
werden automatisch in die höchste Beitragsklasse 
eingereiht Das war anfangs häufig der Fall (haupt­
sächlich aus diesem Grundesanken die Beitragsein­
nahmen zwischen 1959 und 1960 um 17 1%) Erhö­
hungen der Durchschnittseinkommen der Selbstän­
digen wirken sich nur etwa zur Hälfte auf das Bei­
tragsaufkommen der Versicherten aus, da — zu­
mindest seit einigen Jahren — jeweils ein Viertel 
der Versicherten auf die Mindest- und HÖchstbei-
tragsgruppen entfällt, 

Demgegenüber erhöhten sich die Einnahmen 
aus Budgetmitteln viel rascher. Daraus werden 
jährlich 6 % des Gewerbesteuerertrages der gewerb­
lichen Pensionsversicherungsanstalt zur Verfügung 
gestellt; ferner leistete der Bund bis 1962 einen Zu­
schuß nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz 
und schließlich werden die Ausgleichszulagen vom 
Bund ersetzt. Außerdem haftet der Bund für ein 
Defizit Die Überweisungen aus der Gewerbe­
steuer erhöhten sich um 59 6 % von 25 1 % (1959) 
auf 26 7% (1963) der gesamten Einnahmen, der Er­
satz für Ausgleichszulagen stieg um 148 2 % von 
19 2 % auf 31 7%. Der Bundesbeitrag für die bil­
denden Künstler betrug 1959 0 3 % , 1963 wurde er 
nicht mehr geleistet. Die sonstigen Einnahmen fielen 
von 3 2 % auf 1 9 % (Die Ausfallhaftung des Bun­
des wurde lediglich 1962 im Ausmaß von 15 9 
Mill, S in Anspruch genommen.) 

Die Finanzierung der Pensionen für Selbstän­
dige unterscheidet sich grundsätzlich von der für 
Unselbständige. Die Pensionsversicherung der Un­
selbständigen baut prinzipiell auf dem Gedanken 
auf, daß der Pensions aufwand durch Beiträge der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber gedeckt und die 
öffentlichen Haushalte möglichst nicht belastet wer­
den sollen Da der Arbeitgeberbeitrag einer indirek­
ten Steuer gleichkommt 1) und im allgemeinen über-
wälzbar ist, finanzieren die Arbeitnehmer unmittel­
bar und mittelbar den überwiegenden Teil ihrer 
Pensionen In der Pensionsversicherung der Selb­
ständigen wurde von vornherein auf eine mög­
lichst volle Deckung der Pensionen durch Bei­
tragseinnahmen verzichtet, es wird vielmehr ein 
Teil des allgemeinen Steueraufkommens für diese 
Zwecke abgezweigt (Überweisung eines Teils des 

Gewerbesteueraufkommens) 1963 deckten die Bei­
träge der Selbständigen nur 37 0 % der Gesamtaus­
gaben Die Lastenverteilung dieses Systems ist nicht 
überschaubar, da es sich nicht eindeutig klären läßt, 
wie die Öffentlichen Körperschaften auf die Schmä­
ler ung der für allgemeine Zwecke verfügbaren 
Steuermittel reagiert haben (z. B. durch Kürzung 
des öffentlichen Konsums oder der Transferzah­
lungen, durch kompensatorische Steuer er höhungen 
usw.). Nur in extremen Fällen (z. B. wenn die Ge­
meinden die Verminderung des Gewerbesteuerauf­
kommens durch Erhöhung der Hebesätze wett­
machten oder wenn der Bund andere Transfer­
zahlungen an Selbständige in Höhe seiner Zu­
schüsse gekürzt hätte) wäre ähnlich wie bei den Un­
selbständigen eine ausschließliche oder überwie­
gende Finanzierung durch den Kreis der Begünstig­
ten zu erwarten. 

Einnahmen der Pensionsversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft 

Art der Einnahmen 
1959 

,1 000 S 

Hinnahmen 
1963 1 ) 

% 1 000 S % 

Veränderung 
Ton 1959 

bis 1963 
k %") 

Beitragseinnahmen 284 241 52 2 324,927 39 7 1 14 3 
Uberweisungen aus der Ge­

werbesteuer . 136 722 25 1 218 251 26 7 -f- 59 6 
Beiträge des Bundes 2 ) 1 4 8 4 0 3 - - -Ersatz für Ausgleichszu-

lagcn . 104.400 19 2 259 105 31 7 + 148 2 
17.610 3 2 15.273 1 9 - 13 3 

Einnahmen insgesamt 544 457 lOO'O 817.556 lotro H- 50 - 2 

Q : Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. -- " ) Vorläufige 

Siehe Elisabeth Liefmann-Keü „ökonomische Theorie 
der Sozialpolitik", Berlin 1961, S 162 — H Bensen „Die 
Finanzen der sozialen Sicherung im Kreislauf der Wirtschaft" , 
Kiel 19.55, S 17 u a 

Gebarungsergebnisse — s ) Nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz 

1959 erzielte die Anstalt noch einen beträcht­
lichen Überschuß In der Folgezeit verringerte er 
sich und schlug schließlich 1963 in ein Defizit um. 

Die Ausgaben der gewerblichen Pensionsver­
sicherung nehmen stark zu, weil die Zahl der Pen­
sionen rasch wächst, während der Versichertenstand 
sinkt und die Durchschnittshöhe der Pensionen 
steigt. Von Ende 1959 bis Ende 1963 stieg die Zahl 
der Pensionen um 78%. Die Zahl der Versicherten 
hingegen sank um 5 5 % 1959 entfielen auf 100 Ver­
sicherte 20 0 Pensionen, 1963 bereits 37 72). Die 
rasche Zunahme der Pensionen ist in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß das G S P V G allen 
Selbständigen einen Anspruch zumindest auf eine 
Übergangsleistung einräumt. Diese Ansprüche wur­
den alle in den ersten Jahren nach Einführung die­
ser Versicherung erhoben und befriedigt, sobald 
das Pensionsverfahren beendet war. Künftig wird 

2 ) In der Pensionsversicherung der Unselbständigen ent­
fielen 1963 auf 100 Versicherte 40 7 Pensionen. Die Quote ist 
vor allem deshalb höher als in der Pensionsversicherung der 
Selbständigen, weil viel mehr Invaliditätspensionen gewährt 
werden 



314 Heft 
1 9 6 

die Zahl der Pensionen nicht mehr so stark expan­
dieren. In der Unselbständigen-Pensionsversiche-
rung stieg sie im gleichen Zeitraum nur um 12 1 % 

Versicherte und Zahl der Pensionen 
Jahr Pens ions Versicherungsanstalt der Pensionen 

gewerblichen Wirtschaft je 100 
Sund der Zahl der Versicherle 

Versicherten Pensionen 
am 31 Dezember 

1959 219 232 4 3 869 20 0 

1960 . 212 231 5 7 1 9 5 26 9 
1961 209.294 66 304 31 7 

1962 208.244 72 052 3 4 6 

1963 207 251 78.160 37 7 

Q : Pensionsvcrsicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und Hauptverband 

der österreichischen Sozial Versicherungsträger. 

Die durchschnittlichen Aufwendungen (ein­
schließlich der Ausgleichszulagen) je Pensions­
empfänger stiegen zwischen 1 9 5 9 und 1963 um 
19 4 % Die monatl iche Durchschnittspension er­
höhte sich infolge der umfangreichen Erstzahlungen 
viel stärker ( 3 5 6 % ) D a vom Pensionsantrag bis zur 
Er ledigung einige Zei t verfließt, werden bei Z u e r -
kennung der Pension die gesamten bisher aufgelau­
fenen Monatsbeträge ausgezahlt. Die Pensionsver­
sicherungsanstalt der gewerblichen W i r t s c h a f t hatte 
als neugegründete Institution zunächst vorwiegend 
solche Erstpensionen zu zahlen D a d u r c h wurde der 
Pensionsaufwand in den ersten J a h r e n aufgebläht 

Struktur und Höhe der Pensionen 
D i e Zusammensetzung der Pensionen hat sich 

seit 1 9 5 9 stark veränder t Damals entfielen nahezu 
9 0 % aller Pensionen auf die Übergangsleistungen 
(64 2 % Ubergangsal ters - , 24 3 % Ü b e r g a n g s w i t w e n -
und 0 7 % Übergangswaisenpensionen) ; Ende 1963 
hingegen war ihr Anteil auf 54 0 % (30 6 % Ü b e r ­
gangsalters- , 2 2 5 % Übergangswitwen- und ö 9 % 
Ubergangswaisenpensionen) gesunken V o n den 
normalen Leistungen (46 0 % ) entfielen 3 0 % aller 
Pensionen auf die Al ters - , 5 7 % auf die E r w e r b s -
unfähigkeits- , 8 0 % auf die W i t w e n - und 2 4 % auf 
Waisenpens ronen Verschiebungen in der Z u s a m ­
mensetzung der Pensionen haben die Entwicklung 
des durchschnittlichen Pensions auf wandes nur u n ­
bedeutend beeinflußt 

D a in der Pensionsversicherung der gewerbli ­
chen W i r t s c h a f t kein Altrentenproblem bestand, 
wurden die Pensionen nicht hinaufgesetzt Nur die 
14 Monatspension wurde im Herbst 1963 einge­
führt, was einer Erhöhung von 7 7 % gleichkommt 
Dennoch wuchsen die Pensionen im gewogenen 
Durchschnitt von 1959 bis 1963 um 3.5 6 % . A m 
stärksten stiegen die Übergangswitwenpensionen 
mit 37 3 % , a m wenigsten die Erwerbsunfähigkeits­
pensionen mit 26 0 % Mehrere U m s t ä n d e trugen 

Struktur der Pensionen in der gewerblichen 
Pensionsversicherung 

Arten der Pensionen 1959 1963 
Stand am % Stand am % 

31 Dezember 
% 

31. Dezember 
% 

Alrerspensionen 3,971 9 1 23.44S 3 0 0 
Erwerbsunfähi gkei tspensia neo 269 0 6 4..418 5 7 
Witwenpensionen 412 0 9 6 228 8 0 
Waisenpensi onen 55 0 1 1 879 2 4 
Übergangsaltersp cnsionen 28 165 64 2 23.935 30 6 
Ubergangswitivenpensionen 10 674 2 4 3 17 576 2 2 5 
Uberga ngs wa isenpensi onen 323 0 7 678 Ü 9 

rnsgesamt 43.869 100"0 78.160 lOO'O 
Q : Hauptyerband der österreichischen Sozial Versicherungsträger 

zu diesen Erhöhungen bei Die Höchstbemessungs-
grundlage wurde von ursprünglich 1 4 0 0 S schrit t ­
weise hinaufgesetzt und beträgt zur Zei t 3 . 0 0 0 S, 
die Ausgleichszulagensätze wurden beträchtlich e i -
höht (für alleinstehende Pensionisten um 5 2 ' 7 % , für 
E h e p a a r e um 5 8 0 % ) , ebenso der Hilf losen- und 
Kinderzuschuß Die Ruhensbestimmungen wurden 
eingeschränkt A u ß e r d e m steigern die ständig w a c h ­
senden Nominale inkommen automatisch die B e m e s ­
sungsgrundlagen und ziehen höhere Pensionen nach 
sich Die neu anfallenden Pensionen sind im D u r c h ­
schnitt stets höher als die laufenden 

Dennoch w a r e n im Dezember 1 9 6 3 die g e w e r b ­
lichen Durchschnittspensionen ( 7 6 2 S ) noch beträcht­
lich niedriger als die A S V G - P e n s i o n e n . Diese lagen 
im gewogenen Durchschnitt zwischen 762 S in dei 
l a n d - und forstwirtschaftlichen Sozialversicherung 
und 1 201 S in der Angestell tenversicherung Dafür 
ist eine Reihe von Gründen maßgebend 

Als Versicherungszerten wurden den Selbstän­
digen zwar al le Zei ten einer einschlägigen T ä t i g ­
keit anerkannt , doch werden — ähnlich wie in der 
Pensionsversicherung der Arbeiter — Abschläge für 
jene J a h r e vorgenommen, in denen noch keine Bei­
t räge geleistet wurden Die Höchstbemessungs-
grundlage liegt viel tiefer als die des A S V G mit 
4 8 0 0 S Sie soll von derzeit 3 0 0 0 S bis 1 9 6 7 auf 
3 .600 S erhöht werden Der Bemessungszeitraum ist 
doppelt so lang wie im A S V G . Bei den Unselbstän­
digen wird für die Leistungsbemessung der D u r c h ­
schnittsverdienst der letzten fünf J a h r e herangezo­
gen, bei den Selbständigen der letzten zehn J a h r e 
Die Einkommen der Selbständigen entwickelten sich 
zwar gleichmäßiger , aber in einer Per iode ständig 
steigender Realeinkommen und sekulärer Geldent­
wertung drückt ein d e r a r t langer Bernessungszeit-
r a u m die Bemessungsgrundlage (siehe A n h a n g ) 
Aus dem gleichen G r u n d wirkt sich die Methode 
der Bei t rags - und Einkommensfestsetzung pensions-
mindernd aus D a die B e i t r ä g e nach den Einkünften 
des drittletzten Kalenderjahres festgesetzt werden, 
zahlen die Versicherten wohl relativ weniger Bei-
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Höhe der Durchschnittspensionen in der gewerblichen Pensionsversicherung 
Jahr Durchschnittspensionen 1) im Dezember 

Alter Erwerbs- Witwen Waisen Übergangs- Übe _ aganes- U r * _ :reanes- Alle. Pensiont 
unfä] bigkeit alter Wiewen waisen 

S % S % S % s % S % S % S % S % 
1959 661 100 0 730 100 0 480 100 0 170 100 0 618 100 0 4 4 8 100 0 169 100 0 5 6 2 100 0 
1960 716 108 3 777 106 4 503 104 8 183 107 6 692 112 0 504 112 5 192 113 6 636 113 2 
1961 756 114 4 789 108 1 529 110 2 191 112 4 713 115 4 534 119 2 192 113 6 660 1 1 7 4 
1962 835 126 3 875 119 9 574 119 6 213 125 3 757 122 5 579 129 2 217 128 4 713 126 9 
1963. . . . . . 899 136 0 920 126 0 606 126 3 217 127 6 804 130 1 615 137 3 214 126 6 762 135 6 

Q : Hauptverband der österreichischen Sozial Versicherungsträger. — ") Einschließlich aller Zulagen, jedoch ohne Kinderbeihilfe und Ergänzungsbeträge 

tiäge als etwa die Unselbständigen, bei denen alle 
Einkommenssteigeiungen sofort erfaßt werden, aber 
auch die Bemessungsgrundlage wird dadurch nied­
riger. Der Bemessungszeitraum reicht 13 Jahre zu­
rück 

Genaue Berechnungen über die künftige Ent­
wicklung der Selbständigenpensionsver Sicherung 
liegen noch nicht vor Verschiedenes deutet jedoch 
darauf hin, daß sich die Finanzlage der Anstalt zu­
nehmend anspannen wird Um die Gebarung auszu­
gleichen, werden voraussichtlich höhere Beiträge 
verlangt oder mehr öffentliche Mittel zugeschossen 
werden müssen Ebenso wie in der Unselbständigen-
versicherung wird sich auch hier die Uberalterung 
der Österreichischen Bevölkerung im nächsten Jahr­
zehnt auswirken. Außerdem geht die Zahl der selb­
ständig Erwerbstätigen etwas zurück, so daß eine 
geringere Zahl von Versicherten einen wachsenden 
Pensionistenstock erhalten muß. Die Höhe der Pen­
sionen wird automatisch weiter steigen. Die Bemes­
sungsgrundlage wird erst 1968 die volle Höhe der 
Beitragsgrundlage mit 3,600 S erreichen und die 
Versicherten erlangen durch mehr Versicherungs­
jahre höhere Steigerungsbeträge. 

Anhang 

Die Bemessungsgrundlagen nach dem ASVG und 
dem GSPVG bei Einkommensveränderungen 

Das A S V G zieht das durchschnittliche Monats­
einkommen in den letzten fünf Jahren vor dem 
Pensionsantrag als Bemessungsgrundlage heran, das 
G S P V G das der letzten zehn Jahre Auch bei glei­
chen Einkommen führt der verschieden lange B e ­
messungszeitraum im Falle von Nominaleinkom­
men sVeränderungen zu unterschiedlichen Bemes­

sung sgrundlagen Richtung und Stärke der Einkom­
mensveränderungen bestimmen das Verhältnis, in 
dem die Bemessungsgrundlagen beider Gesetze zu­
einander stehen Ändert sich das Monatsdurch­
schnittseinkommen jährlich um einen bestimmten 
Prozentsatz, dann gilt für die Summe das Einkom­
men mehrerer Jahre: 

Dabei ist a = das Monatsdur chschnittsernkommen 
im letzten Jahr, q = der Veränderungsfaktor (Ein­
kommen eines Jahres dividiert durch Einkommen 
des nächsten Jahres im Durchschnitt des Bemes­
sungszeitraumes) und n = die Jahre des Bemes­
sungszeitraumes. Setzt man die Bemessungsgrund­
lage nach dem G S P V G (BG) zur Bemessungsgrund­
lage nach dem A S V G (BA ) in Beziehung, dann gilt, 
unter der Voraussetzung, daß der Bemessungszeit­
raum im G S P V G das zweifache des A S V G be­
trägt, 

Wenn die Nominaleinkommen unverändert 
bleiben (q=l), dann entsprechen die beiden B e ­
messungsgrundlagen einander völlig. Bei gleich ho­
hen Einkommen ist es in diesem Fall gleichgültig, 
ob der Bemessungszeitraum fünf oder zehn Jahre 
ausmacht Sind die Einkommen der früheren Jahre 
geringer [q < 1), dann wird der ganze Ausdruck 
kleiner als 1. Je kleiner q ist, d h j e stärker die 
Nominaleinkommen wachsen, desto niedriger wird 
BG im Verhältnis zu BA Bei einer jährlichen Stei­
gerung des Nominaleinkommens um 2°/o (q = 0 98) , 
beträgt Bc 9.5 2 % von BA.. Nimmt man eine N o ­
minaleinkommenssteigerung von rund 7% an, wie 
das der durchschnittlichen Lohn- und Gehaltsent­
wicklung im letzten Jahrzehnt entspricht, beträgt 
BG 84'8°/o von BA„ 

Das Verhältnis von BG zu BA verändert sich 
allerdings nicht im gleichen Maße wie der Prozent­
satz der Nominaleinkommenssteigerung. Auch wenn 
q gegen 0 geht, wird das Verhältnis nie schlechter 
als 1 : 2. 
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Wenn die Einkommen der früheren Jahre hö­
her gewesen wären als die gegenwär tigen (q > 1), 
hätten die Versicherten nach dem GSPVG gegen­
über dem ASVG einen Vorteil gehabt Da aber seit 
1945 die Nominaleinkommen in Österreich regel­
mäßig steigen, bedeutet die bestehende gesetzliche 

Regelung einen Nachteil für die Selbständigen. Er 
könnte erst dadurch beseitigt werden, daß die B e ­
messungsgründlage auch in die Pensionsdynamik 
eingebaut würde 

Felix Butschek 


